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OperaƟonal Level Agreement (OLA) /  

Interne Vereinbarung über die Durchführung der Übergangsversorgung gemäß § 38a EnWG 

 

Innerhalb der 

Stadtwerke Bernau GmbH 

Breitscheidstraße 45 

16321 Bernau bei Berlin 

 

vertreten durch den GeschäŌsführer Herrn Detlef Stöbe 

 

Beteiligte Unternehmensbereiche: 

 

1. Unternehmensbereich Netz 

Code-Nr. (ILN/BDEW): 9907007000002 

(nachfolgend „Netzbetreiber“) 

 

2. Unternehmensbereich Vertrieb 

Code-Nr. (ILN/BDEW): 9903889000004 

(nachfolgend „Übergangsversorger“) 

 

(Gemeinsam als „Parteien“ bezeichnet) 
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Präambel 

Das Unternehmen ist ein verƟkal integriertes Energieversorgungsunternehmen im Sinne des § 3 
Nr. 38 EnWG und nimmt die Ausnahmeregelung für De-Minimis-Unternehmen nach § 7 Abs. 2 EnWG 
in Anspruch. Da keine rechtliche Enƞlechtung besteht, regelt dieses OLA die interne Aufgabenvertei-
lung und Verantwortlichkeiten anstelle eines zivilrechtlichen Vertrags. 

Dieses OLA dient der Umsetzung des § 38a EnWG. Danach übernimmt der Unternehmensbereich Ver-
trieb als örtlicher Grund- und Ersatzversorger neben der Versorgung in Niederspannung auch die Auf-
gabe einer Übergangsversorgung von Letztverbrauchern in der MiƩelspannung. 

Ziel dieser Vereinbarung ist die Sicherstellung einer klaren, diskriminierungsfreien und transparenten 
Zuordnung von Energiemengen sowie die Gewährleistung der Versorgungssicherheit. 

Die Übergangsversorgung erfolgt, soweit Letztverbraucher an MarktlokaƟonen in MiƩelspannung (im 
Folgenden als MarktlokaƟon bezeichnet) Energie entnehmen, ohne dass für die konkrete Marktloka-
Ɵon eine anderweiƟge bilanzielle Zuordnung auf vertraglicher oder gesetzlicher Grundlage besteht (im 
Folgenden als zuordnungslose MarktlokaƟon bezeichnet). 

Dieses OLA regelt nicht die Rechte und Pflichten im Zusammenhang mit der bilanziellen Zuordnung von 
Energiemengen zuordnungsloser MarktlokaƟonen oberhalb der MiƩelspannung. 

 

§ 1  

Vertragsgegenstand 

(1) Der Übergangsversorger ist im in der Anlage Versorgungsgebiet bezeichneten Versorgungsgebiet 
im Netzgebiet des Netzbetreibers als Grund- und Ersatzversorger gemäß § 36 Abs. 2 EnWG in Nie-
derspannung täƟg. 
 

(2) Der Übergangsversorger übernimmt intern die operaƟve Aufgabe die Aufgabe der Übergangsver-
sorgung von Letztverbrauchern in MiƩelspannung gemäß § 38a EnWG in diesem Versorgungsge-
biet. 
 

§ 2  

Zuordnung der Energiemengen zu Bilanzkreis des Übergangsversorgers / übergangsweise Beliefe-
rung 

(1) Der Netzbetreiber ordnet zuordnungslose MarktlokaƟonen von Letztverbrauchern in MiƩelspan-
nung im Versorgungsgebiet des Übergangsversorgers (Anlage Versorgungsgebiet) dem vom Über-
gangsversorger benannten Bilanzkreis zu (vgl. § 38a Abs. 1 S. 1 EnWG). 
 

(2) Erfolgt die Zuordnung einer MarktlokaƟon nach Absatz 1, übernimmt der Übergangsversorger vor-
behaltlich § 4 und § 6 die Aufgabe, den Letztverbraucher zur Vermeidung einer Versorgungsunter-
brechung übergangsweise zu beliefern. Der Energiebezug gilt im Verhältnis zum Letztverbraucher 
nach § 38a Abs. 2 S. 2 EnWG als vom Übergangsversorger zu den von ihm veröffentlichten Allge-
meinen Bedingungen und Allgemeinen Preisen geliefert (Übergangsversorgung). 
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(3) Dem Übergangsversorger obliegt die interne Abwicklung der Netznutzung für die jeweilige Markt-

lokaƟon, es sei denn, zwischen dem Letztverbraucher und dem Netzbetreiber bestand zum Zeit-
punkt des EintriƩs der Übergangsversorgung bereits ein direktes Netznutzungsverhältnis. Im letzt-
genannten Fall verrechnet der Netzbetreiber die Kosten der Netznutzung, einschließlich aller Ab-
gaben, Umlagen und Steuern direkt mit dem Letztverbraucher als Netznutzer ab. 
 

(4) Soweit und solange nach den Regelungen der Festlegung GeschäŌsprozesse zur Kundenbelieferung 
mit Elektrizität (GPKE) in der jeweils gülƟgen Fassung ausnahmsweise eine rückwirkende Zuord-
nung einer zuordnungslosen MarktlokaƟon zur Vermeidung einer Zuordnungslücke zulässig ist, gilt 
§ 2 Abs. 1 entsprechend, soweit der Netzbetreiber die auŌretende Zuordnungslücke nicht zu ver-
treten hat. 
 

§ 3  

MiƩeilungspflichten 

(1) Der Netzbetreiber informiert den Übergangsversorger unverzüglich, wenn von dieser Vereinbarung 
erfasste MarktlokaƟonen zuordnungslos zu werden drohen. Von einer solchen Gefahr ist auszuge-
hen, wenn 14 Werktage vor Ende der bisher bestehenden bilanziellen Zuordnung keine Folgezu-
ordnung angemeldet wurde. Zu diesem Zeitpunkt übermiƩelt der Netzbetreiber dem Über-
gangsversorger alle erforderlichen InformaƟonen, welche für die Sicherstellung der Übergangsver-
sorgung zwischen Übergangsversorger und Letztverbraucher erforderlich sind. Hierzu zählen ins-
besondere Name und Adresse des Letztverbrauchers sowie dessen aus der Vergangenheit abgelei-
teten prognosƟzierten monatlichen Lastgang. 
 

(2) Soweit ein drohender oder tatsächlicher Wegfall der Zuordnung Folge einer kurzfrisƟgen Abmel-
dung des Letztverbrauchers durch den bisherigen Lieferanten, einer Kündigung bzw. Schließung 
des vom bisherigen Lieferanten benannten Bilanzkreises oder einer Kündigung des Lieferantenrah-
menvertrags mit dem bisherigen Lieferanten ist, informiert der Netzbetreiber den Übergangsver-
sorger unverzüglich entsprechend Absatz 1, jedoch gegebenenfalls ohne Einhaltung der in Absatz 
1 genannten Frist. Dasselbe gilt für Fälle einer notwendigen rückwirkenden Zuordnung gemäß § 2 
Abs. 4, die der Netzbetreiber nicht zu vertreten hat. 
 

(3) Der Netzbetreiber informiert den Übergangsversorger für jede einzelne MarktlokaƟon unverzüg-
lich und gesondert, sobald eine nach dieser Vereinbarung erfasste zuordnungslose MarktlokaƟon 
gemäß Absatz 1 bzw. Absatz 2 nicht mehr zuordnungslos zu werden droht bzw. nicht mehr zuord-
nungslos ist, weil eine Folgezuordnung durch einen driƩen Lieferanten angezeigt wurde bzw. die 
MarktlokaƟon gesperrt wurde. 
 

(4) Der Netzbetreiber wird den Übergangsversorger zusätzlich 
 
a) spätestens 14 Tage vor Ende eines Kalenderjahres eine Abschätzung der Energiemengen der 

MarktlokaƟonen der Letztverbraucher i. S. v. § 2 Abs. 1 der letzten drei Monate zukommen 
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lassen, deren Energiebezug zum ersten Kalendertag des folgenden Kalenderjahres noch kei-
nem externen oder internen Elektrizitätsliefervertrag (bilanzielle Zuordnung der Marktloka-
Ɵon) zugeordnet ist. 
 

b) unverzüglich informieren, falls unterjährig ein Bezug außergewöhnlich hoher Energiemengen 
ohne vertragliche und damit bilanzielle Zuordnung in den nach § 2 Abs. 1 erfassten Fällen ab-
sehbar sein sollte. Außergewöhnlich hohe Elektrizitätsmengen sind ein Wochenverbrauch von 
100.000 kWh. 
 

§ 4 

WirtschaŌliche Unzumutbarkeit der Übergangsversorgung 

(1) Der Netzbetreiber ordnet MarktlokaƟonen nicht dem Bilanzkreis des Übergangsversorgers auf 
Grundlage dieser Vereinbarung zu und der Übergangsversorger übernimmt die Aufgabe der Ver-
sorgung nicht, soweit 
 
a) die Belieferung eines Letztverbrauchers für den Übergangsversorger aus wirtschaŌlichen Grün-

den, die insbesondere in der Zahlungsfähigkeit des Letztverbrauchers liegen können, unzumut-
bar ist und 
 

b) der Übergangsversorger dem Netzbetreiber innerhalb von zwei Werktagen nach der MiƩeilung 
des Netzbetreibers gemäß Absatz 1 lit. a) zur Übergangsversorgung intern anzeigt, dass ein 
Hinderungsgrund vorliegt und 
 

c) der Übergangsversorger dem Netzbetreiber die Gründe der wirtschaŌlichen Unzumutbarkeit 
miƩeilt und dokumenƟert. 
 

(2) Die MiƩeilung und DokumentaƟon der wirtschaŌlichen Unzumutbarkeit gemäß Absatz 1 erfolgt 
unter Nutzung der Anlage MiƩeilung der wirtschaŌlichen Unzumutbarkeit. 
 

(3) Mit dem Eingang der internen Meldung der wirtschaŌlichen Unzumutbarkeit einer Versorgung ge-
mäß Absatz 2 enƞällt die operaƟve Vorgabe zur bilanziellen Zuordnung von Energiemengen zuord-
nungsloser MarktlokaƟonen gemäß § 2 Abs. 1 dieser Vereinbarung. 
 

(4) Enƞällt die Zuordnungsvorgabe gemäß § 2 Abs. 1 dieser Vereinbarung, ist eine unverzügliche Un-
terbrechung der Versorgung der MarktlokaƟon durch den Netzbetreiber möglich. Die Kosten der 
Sperrung und Entsperrung verbleiben beim Netzbetreiber bzw. werden innerbetrieblich verrech-
net. 
 

(5) Der Netzbetreiber ordnet dem Übergangsversorger an zuordnungslosen MarktlokaƟonen ver-
brauchte Energiemengen bis zur Meldung der wirtschaŌlichen Unzumutbarkeit bilanziell zu, soweit 
bereits eine bilanzielle Zuordnung nach den einschlägigen Festlegungen der BNetzA unter Berück-
sichƟgung der Regelungen dieser Vereinbarung erfolgt ist. 
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§ 5 

Veröffentlichungspflichten 

Der Netzbetreiber weist auf seiner Webseite darauf hin, dass in seinem Netzgebiet eine Übergangsver-
sorgung besteht, die durch den Übergangsversorger durchgeführt wird. 

 

§ 6 

Regelungen bei Beendigung der Übergangsversorgung 

(1) Für die MarktlokaƟonen, bei denen die Übergangsversorgung aufgrund Zeitablaufs gemäß § 38a 
Abs. 9 EnWG endet, enƞällt mit dem Tag des Zeitablaufs (drei Monate nach Beginn der Über-
gangsversorgung) die interne Befugnis des Netzbetreibers gemäß § 2 Abs. 1 dieser Vereinbarung. 
Für die MarktlokaƟonen, bei denen die Übergangsversorgung vor dem Zeitablauf gemäß § 38a Abs. 
9 EnWG dadurch endet, dass die MarktlokaƟon durch einen neuen Energielieferanten beliefert 
wird, enƞällt mit dem Zeitpunkt, zu dem der neue Lieferant die Energiebelieferung übernimmt, die 
interne Befugnis des Netzbetreibers gemäß § 2 Abs. 1 dieser Vereinbarung. 
 

(2) Soweit die Übergangsversorgung einer oder mehrerer MarktlokaƟonen durch außerordentliche 
Kündigung des Übergangsversorgers gegenüber dem Letztverbraucher gemäß § 38a Abs. 10 S. 3 
EnWG oder auf sonsƟge Weise beendet wird, gestalten sich die Aufgaben der Parteien wie folgt: 
 
a) Der Übergangsversorger teilt dem Netzbetreiber unverzüglich die Beendigung der Über-

gangsversorgung mit. Ab diesem Zeitpunkt ist der Netzbetreiber befugt, die Versorgung der 
Letztverbraucher unverzüglich zu unterbrechen. 
 

b) Ab dem Zugang der MiƩeilung gemäß lit. a) ist der Netzbetreiber befugt, Energiemengen dem 
Bilanzkreis des Übergangsversorgers gemäß § 2 Abs. 1 für die Dauer von bis zu 14 Werktagen 
weiter zuzuordnen. 
 

c) Soweit keine Versorgungsunterbrechung innerhalb von 14 Werktagen nach Zugang der MiƩei-
lung gemäß lit. a) erfolgt, enƞällt die interne Befugnis des Netzbetreibers gemäß § 2 Abs. 1. 
 

(3) § 4 Abs. 4 gilt in den Fällen des Absatzes 1 und 2 entsprechend. 

 

§ 7 

Laufzeit / Kündigung 

(1) Diese Vereinbarung triƩ mit Unterzeichnung durch die jeweiligen Teamleitungen sowie der Ge-
schäŌsführung in KraŌ. 
 

(2) Die Vereinbarung läuŌ auf unbesƟmmte Zeit. Beide Parteien überprüfen regelmäßig die Aktualität 
dieser Vereinbarung. Änderungen oder die AuĬebung der Vereinbarung erfolgen in gegenseiƟgem 
Einvernehmen oder durch Weisung der GeschäŌsführung. 
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(3) Sobald das Versorgungsgebiet des Übergangsversorgers nicht mehr zum Netzgebiet des Netzbe-

treibers gehört oder der Übergangsversorger nicht mehr Grund- und Ersatzversorger im jeweiligen 
Versorgungsgebiet ist, endet diese Vereinbarung zu diesem Zeitpunkt, ohne dass es einer geson-
derten AuĬebung bedarf. 
 

(4) Unabhängig von einer Beendigung gemäß Absatz 2 oder 3 gelten die bis zur Beendigung maßgeb-
lichen Bedingungen dieser Vereinbarung für die zu diesem Zeitpunkt bestehenden Übergangsver-
sorgungsverhältnisse fort, bis diese operaƟv abgewickelt sind. 

 

§ 8 

SchlussbesƟmmungen 

(1) Die Regelungen dieser Vereinbarung sind abschließend. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. 
 

(2) Sollten einzelne BesƟmmungen dieser Vereinbarung unwirksam oder undurchführbar sein oder 
werden, so bleibt die Vereinbarung im Übrigen wirksam. Die Parteien werden eine interne Rege-
lung finden, die dem wirtschaŌlichen und rechtlichen Zweck der unwirksamen BesƟmmung am 
nächsten kommt. 

 

 

 

 

 

    

 

 

Netzbetreiber  GeschäŌsführung  Übergangsversorger 

 

 

Anlagen: 
Anlage Versorgungsgebiet 
Anlage MiƩeilung der wirtschaŌlichen Unzumutbarkeit 
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Anlage MiƩeilung der wirtschaŌlichen Unzumutbarkeit 

 

Der Übergangsversorger (Stadtwerke Bernau GmbH, Marktrolle Lieferant) macht hiermit von seinem 

Recht zur Verweigerung der Belieferung einer zuordnungslosen MarktlokaƟon auf Grundlage der zwi-

schen Netzbetreiber und Übergangsversorger bestehenden Vereinbarung über die Durchführung der 

Übergangsversorgung gemäß § 38a EnWG gebrauch. 

Der Übergangsversorger erklärt die wirtschaŌliche Unzumutbarkeit der Belieferung der folgenden zu-

ordnungslosen MarktlokaƟon(en) gemäß § 38a Abs. 2 S. 3 EnWG: 

Kunde(n):    

Lieferadresse(n):   

MarktlokaƟon(en):  

Der Übergangsversorger versichert gegenüber dem Netzbetreiber, dass ihm die Belieferung des/der 

Letztverbraucher/s an der/den genannten zuordnungslosen MarktlokaƟon/en aus wirtschaŌlichen 

Gründen unzumutbar ist, 

☐ weil begründete Zweifel an der Zahlungsfähigkeit des Letztverbrauchers bestehen, 

☐ aus folgendem sonsƟgen Grund: 

und 

der Zugang der Meldung des Netzbetreibers zur Übergangsversorgung nicht mehr als zwei Werktage 

zurückliegt. 
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